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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie des 
Rates vom 4. März 1969 zur Harmonisierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über den aktiven Verede- 
lungsverkehr. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 20. Septem- 
ber 1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs Vorschriften 
über den aktiven Veredelungs verkehr 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachtstehender Gründe: 

Artikel 13 der Richtlinie des Rates vom 4. März 
1969 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften über den aktiven Veredelungs- 
verkehr *) bestimmt die Fälle, in denen ein aktiver 
Veredelungsverkehr als beendet angesehen werden 
kann. 

In den Fällen, in denen die Zollvorschriften die 
endgültige oder vorübergehende Einfuhr von Dritt- 
landswaren unter Befreiung von Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen zugunsten 
bestimmter Personen vorsehen, muß ihre Anwen- 
dung sich auch auf solche Erzeugnisse erstrecken, 
die das Ergebnis eines oder mehrerer Veredelungs- 
vorgänge sind, ohne daß vorher noch eine Ausfuhr 
dieser Erzeugnisse erforderlich wäre. 

Gleiches muß auch für die Fälle gelten, in denen 
die Anwendung eines auf der besonderen Bestim- 
mung der Ware beruhenden ermäßigten Zollsatzes 
oder einer Zollfreiheit vorgesehen ist. 

In den vorbezeichneten Fällen erscheint es zweck- 
mäßig zu bestimmen, daß der Ausfuhr aus dem Zoll- 
gebiet der Fall gleichzustellen ist, in dem der In- 
haber einer Bewilligung im Rahmen des aktiven 
Veredelungsverkehrs die Ware an eine durch eine 
der genannten Befreiungen von Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen oder auf- 
grund der Anwendung einer der genannten auf der 
besonderen Bestimmung der Ware beruhenden er- 
mäßigten Zollsätze oder Zollfreiheiten begünstigte 
Person veräußert. 

Darüber hinaus scheint es angemessen, bei der An- 
wendung der Artikel 13 und 14 der vorbezeichneten 
Richtlinie die in Artikel 7 der Verordnung (EWG) 
Nr. 542 69 des Rates vom 18. März 1969 über das 
gemeinschaftliche Versandverfahren“) bezeichneten 
internationalen Versandverfahren unter den gleichen 


Voraussetzungen zuzulassen wie das externe ge- 
meinschaftliche Versandverfahren. 

Es ist infolgedessen angebracht, der Abfertigung 
von Veredelungserzeugnissen zum externen ge- 
meinschaftlichen Versandverfahren ihre Abferti- 
gung zu einem der in Artikel 7 der vorbezeichneten 
Verordnung vorgesehenen internationalen Versand- 
verfahren gleichzustellen, soweit die genannte Ver- 
ordnung die Anwendung dieser Verfahren zuläßt - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 13 der Richtlinie des Rates vom 4. März 1969 
zur Harmonisierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über den aktiven Veredelungsverkehr 
erhält folgende Fassung: 

a) Der gegenwärtige Artikel 13 wird Absatz 1. 

b) Folgende Absätze werden angefügt: 

„2. Der Ausfuhr von Veredelungserzeugnissen 
aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft gleichge- 
stellt ist die Veräußerung von Veredelungser- 
zeugnissen durch den Inhaber einer Bewilligung 
im Rahmen des aktiven Veredelungsverkehrs: 

- sofern diese Veräußerung an eine Person er- 
folgt, die durch Zollvorschriften, welche die 
endgültige oder vorübergehende Einfuhr von 
Waren unter Befreiung von Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfungen vor- 
sehen, begünstigt ist und dies innerhalb der 
Grenzen und unter den Voraussetzungen ge- 
schieht, die im Falle einer direkten Einfuhr 
dieser Erzeugnisse Anwendung finden; 

- sofern diese Veräußerung an eine Person er- 
folgt, die durch die Anwendung von auf der 
besonderen Bestimmung der Waren oder Er- 
zeugnisse beruhenden ermäßigten Zollsätzen 
oder Zollfreiheiten begünstigt ist und dies in- 
nerhalb der Grenzen und unter den Voraus- 
setzungen geschieht, die im Falle einer direk- 
ten Einfuhr dieser Erzeugnisse Anwendung 
finden. 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 58 
vom 8. März 1969, S. 1 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 77 
vom 29. März 1969 S. 1 
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3. Der Abfertigung von Veredelungserzeug- 
nissen zum externen gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren steht ihr Abfertigung zu einem der in 
Artikel 7 der Verordnung (EWG) Nr. 542/69 
über das gemeinschaftliche Versandverfahren des 
Rates bezeichneten internationalen Versandver- 
fahren gleich, soweit die Anwendung dieser Ver- 
fahren in der genannten Verordnung zugelassen 
ist." 


Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie spätestens bis 

1971 nachzukommen. 


Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission 
über die Bestimmungen, die er zur Anwendung 
dieser Richtlinie erläßt. 

Die Kommission teilt diese Informationen den an- 
deren Mitgliedstaaten mit. 


Artikel 4 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Der Ministerrat hat am 4. März 1961 die Richt- 
linie zur Harmonisierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über den aktiven Verede- 
lungsverkehr angenommen. Dieses Verfahren 
hat in der Hauptsache zum Ziel, die Be- oder 
Verbreitung von aus Drittländern eingeführten 
Waren unter Befreiung von Zöllen, Abgaben 
gleicher Wirkung und Abschöpfung zu gestat- 
ten; diese Waren sollen vollständig oder teil- 
weise in Gestalt von Veredelungserzeugnissen 
aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft wieder- 
ausgeführt werden. Um dem Umstand Rechnung 
zu tragen, daß diese Ausfuhr nach Versendung 
der Erzeugnisse im gemeinschaftlichen Versand- 
verfahren oder nach einer Überführung in ein 
Zollager stattfinden kann, ist vorgesehen worden 
(in Artikel 13), daß der Veredelungsverkehr in 
diesen Fällen als beendet angesehen werden 
kann, ohne daß unmittelbar eine Ausfuhr der 
Veredelungserzeugnisse aus dem Zollgebiet der 
Gemeinschaft erfolgt. 

2. Die Abfertigung von im Gebiet entstandenen 
Erzeugnissen zum freien Verkehr darf nur in 
Ausnahmefällen und unter den in Artikel 14 
bis 18 vorgesehenen Voraussetzungen der Ab- 
gabenerhebung stattfinden. 

Im allgemeinen sind die anzuwendenden Zoll- 
sätze dann diejenigen, die für die unveredelten 
Waren vorgesehen sind. 

Gleichwohl können in genau bestimmten Fällen 
die für die veredelten Erzeugnisse geltenden 
Sätze angewendet werden, wenn die Voraus- 
setzungen von Artikel 14 b oder 18 der Richt- 
linie vorliegen. Es ist darauf hinzuweisen, daß 
diese Artikel eine allgemeine Bedeutung haben 
und nicht eine Sonderbestimmung für in den 
freien Verkehr übergeführte Erzeugnisse ent- 
halten. 

3. Aus den Vorschriften der Richtlinie und den 
obigen Bemerkungen ergibt sich, daß die Liefe- 
rung veredelter Erzeugnisse an Empfänger, 
denen Zollvergünstigungen für diese Erzeug- 
nisse oder für ihren Gebrauch im Rahmen eines 
besonderen Zollverkehrs (z. B. für Luftfahrzeug- 
oder Schiffbau) gewährt wird, kein Mittel dar- 
stellt, den aktiven Veredelungsverkehr zu be- 
enden. Es ist auch darauf hinzuweisen, daß in 
Artikel 13 allein das gemeinschaftliche Versand- 


verfahren genannt ist und deshalb der Fall, daß 
die Waren im Hinblick auf ihre spätere Ausfuhr 
zu einem anderen Zollversandverfahren abge- 
fertigt werden, ebenfalls kein Weg ist, den 
Veredelungsverkehr zu beenden. 

4. Diese Lage ist für die Wirtschaft der Gemein- 
schaft nachteilig. Sie kann einerseits bei den 
beteiligten Kreisen ein gewisses Unbehagen aus- 
lösen, da sie aus irgendeinem Grund es derzeit 
noch vorziehen, ein anderes Versandverfahren 
als das gemeinschaftliche Versandverfahren zu 
benutzen. 

Andererseits muß ein Veredeler, der die Möglich- 
keit hat, die in einem aktiven Veredelungsver- 
kehr hergestellten Waren an durch Befreiungen 
begünstigte Personen zu liefern, anstatt sie aus 
der Gemeinschaft auszuführen, die gegebenen- 
falls geschuldeten Abgaben für die unveredelten 
Waren entrichten, während gleichartige Waren 
für diese Personen unmittelbar unter Zollbe- 
freiung eingeführt werden können. Es besteht 
deshalb ein Anreiz zur Durchführung der Ver- 
edelungsarbeiten in Drittländern. 

Andererseits muß ohne weiteres Zollbefreiung 
gewährt werden, wenn die veredelten Waren 
aus der Gemeinschaft ausgeführt und im Rahmen 
eines Zollbefreiungsverfahrens sofort wieder 
eingeführt werden. Es ist klar, daß diese unter- 
schiedliche Behandlung wesentlich gleichgelager- 
ter Fälle schwer verständlich ist. 

Um diesen Nachteilen abzuhelfen, wird vorge- 
schlagen, den Artikel 13 der vorbezeichneten 
Richtlinie zu ändern. 

Es ist erstens vorgesehen (Absatz 2 von Artikel 
13), einer Ausfuhr aus dem Zollgebiet der Ge- 
meinschaft den Übergang eines aus dem aktiven 
Veredelungsverkehr hervorgegangenen Erzeug- 
nisses in eine tarifliche Zollbefreiung bei der 
Einfuhr gleichzustellen. 

Zweitens soll Absatz 3 des neuen Artikels 13 
zur Folge haben, daß in die Reihe der Fälle, in 
denen der aktive Veredelungsverkehr als be- 
endet angesehen wird, die anderen internatio- 
nalen Versandverfahren eingeschlossen werden, 
die in Artikel 7 der Verordnung Nr. 542 69 des 
Rates über das gemeinschaftliche Versandverfah- 
ren vorgesehen sind. 
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